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Die sich verändernde Altersstruktur in Deutschland bedingt eine Veränderung der Finanzie-
rungsmodalitäten im deutschen Gesundheitswesen. Ein Schritt dazu ist die Einführung der
Fallpauschalen (englisch DRG: Diagnosis Related Groups) zur Entlohnung von stationären
Leistungen. Allgemein wird erwartet, dass durch diesen Schritt mehr Transparenz bei der Be-
urteilung der medizinischen Leistungen entsteht, Überkapazitäten bei der Bettenanzahl im
Krankenhausbereich durch den Wettbewerb unter den Akutkrankenhäusern abgebaut werden
sowie Krankenhäuser generell wirtschaftlicher geführt werden müssen. Die Bewertung eines
Akutkrankenhauses der Regelversorgung durch einen Externen, wie zum Beispiel die finan-
zierende Bank, wird deshalb zukünftig nach geänderten Kriterien erfolgen müssen. Zurzeit
spielt noch die Krankenhausimmobilie die entscheidende Rolle für die werthaltige Absiche-
rung eines Bankdarlehens. Zukünftig sollten zusätzlich zur wertgerechten Beurteilung der
Immobilie auch die wirtschaftliche und teilweise auch die medizinische Leistungsfähigkeit
des Unternehmens Akutkrankenhaus für mögliche Kreditvergabeentscheidungen durch eine
Bank betrachtet werden. Ein mögliches Instrument dafür ist die Erstellung eines Stärken-
Schwächen-Profils des Akutkrankenhauses und eine gründliche Markt-Umfeld-Analyse. Des
Weiteren werden Denkanstöße für die Beuteilung der Krankenhausimmobilie unter dem Ge-
sichtspunkt eines Betreiberwechsels bzw. der Aufgabe des ursprünglichen Geschäftsbetriebes
gegeben.
JEL-Klassifikation: I11, M21
Schlagworte: Gesundheitswesen,  Finanzierung von Sonderimmobilien/Sozialimmo-
bilien, Unternehmensbewertung von Akutkrankenhäusern, Betreiber-
wechsel, Stärken-Schwächen-Analyse
Abstract
„Valuation of property of general acute hospitals with reference to the new DRG – orientated
payment system for in-patient clinical treatment”
The changing age structure of Germany’s population requires a change in the financing model
of the German health sector. One step in this direction is the introduction of a case-based
lump sum known as Diagnosis Related Groups (DRG) for the payment of in-patient clinical
treatment. It is generally expected that this step will lead to greater transparency in the
evaluation of clinical treatment, that the over capacity in hospital beds will be reduced in the
face of increased competition, and hospitals generally will have to be managed more eco-
nomically. The valuation of a general acute hospital by a third party, which for example could
be the financing bank, will have to be performed in future according to new set of criteria.
Currently the property of a hospital still represents the basic collateral for a bank loan. The
future will see in addition to the true valuation of the property more attention paid to the eco-
nomic and also in part to the medical performance of the enterprise that an acute hospital is
when a financial institution decides on a bank loan. A potential instrument to do this is to un-
dertake a SWOT – analysis in order to establish the profile of the strengths and weaknesses of
the hospital and its opportunities and threats in its market and environment. Additionally,
ideas are put forward for the valuation of hospital property in respect of a change in the op-
erator or a change in business.
JEL-classification: I11, M21
Keywords: Health sector, financing of specialist property, evaluation of acute hos-
pitals, change of operator, SWOT Analysis1
1  Einführung einschließlich allgemeiner gesetzlicher Regelungen
Die Finanzierung des deutschen Gesundheitswesens ist seit einigen Jahren mit Problemen
behaftet. Zur Sicherstellung der mittel- und langfristigen Finanzierung der stationären Leis-
tungen hat der Gesetzgeber Maßnahmen ergriffen, die zu tief greifenden Umgestaltungs-
prozessen innerhalb der Krankenhauslandschaft führen werden. Ein wesentlicher Bestandteil
dieser Maßnahmen ist die Einführung des leistungsorientierten pauschalierten Entgeltsystems
1
(Fallpauschalen, englisch DRG: Diagnosis Related Groups oder G-DRG: German Diagnosis
Related Groups), das die bisher praktizierte duale Finanzierungsform der Krankenhäuser in
Zukunft ablösen wird. Mit der Einführung des DRG-orientierten Vergütungssystems sollen
Kostensenkungen für stationäre Leistungen erzielt werden. Man erwartet, dass es zu einem
nennenswerten Abbau von Überkapazitäten bei den Krankenhausbetten kommt. Der Gesetz-
geber hat des Weiteren Maßnahmen für eine Erhöhung der Transparenz und der Qualitätssi-
cherung bei medizinischen Leistungen eingeleitet. Damit existieren gute Chancen, dass es zu
einem wirklichen Wettbewerb unter den Krankenhäusern um die Patienten kommen kann. 
Die Zielstellung des Aufsatzes besteht in der Erarbeitung eines Handlungskataloges zur be-
triebswirtschaftlichen Analyse eines Krankenhauses und der immobilienwirtschaftlichen Be-
wertung der dazugehörigen Immobilie unter der Maßgabe der zukünftig veränderten Vergü-
tungsbedingungen von stationären Leistungen im Gesundheitswesen. Besonders zu beachten
ist, dass es sich dabei um eine Spezialimmobilie in aller Regel nicht gewinnorientierter Orga-
nisationen handelt.
Für die Betreiber von Krankenhäusern sind handelsrechtliche, steuerliche, kommunal-
rechtliche und krankenhausspezifische Vorschriften relevant. Handelsrechtliche Vorschriften
beinhalten beispielsweise die Buchführungspflicht von Krankenhäusern. Bei den steuerlichen
Regelungen ist zu unterscheiden, ob es sich um öffentliche und freigemeinnützige Kranken-
häuser handelt, die bis auf wenige Ausnahmebereiche nicht steuerpflichtig sind, oder ob eine
Privatklinik vorliegt, die der Steuerpflicht unterliegt. Die kommunalrechtlichen Vorschriften
richten sich an öffentlich-rechtliche Träger von Krankenhäusern und beinhalten beispielswei-
se Bestimmungen über den Erwerb und die Veräußerung des Vermögens. Zu den kranken
                                                          
1 Gesetz zur Reform der gesetzlichen Krankenversicherung ab dem Jahr 2000 (GKV-Gesundheitsreformgesetz
2000).2
hausspezifischen Regelungen gehören zum Beispiel das Krankenhausfinanzierungsgesetz, das
für die Krankenhäuser gilt, die in den jeweiligen Krankenhausplan der Länder aufgenommen
wurden, und die Bundespflegesatzverordnung, die seit einigen Jahren zwingend für Kranken-
häuser ist, welche Leistungsbeziehungen mit der gesetzlichen Krankenversicherung unterhal-
ten.
2  Krankenhausfinanzierung bisher und nach der DRG-Einführung
Seit 1972 werden die Krankenhäuser über ein duales oder dualistisches Prinzip finanziert.
Dieses beinhaltet, dass die Investitionskosten vom jeweiligen Bundesland gefördert und die
Betriebskosten sowie Anlagegüter mit einer Nutzungsdauer von bis zu drei Jahren über die
Pflegesätze abgedeckt werden. Da den Krankenhäusern die Deckung ihrer Selbstkosten ga-
rantiert wurde, entstanden in der Vergangenheit häufig Überkapazitäten und extreme Kosten-
unterschiede zwischen einzelnen Krankenhäusern. Abbildung 1 verdeutlicht das Prinzip der
dualen Krankenhausfinanzierung.
Abbildung 1: Bisheriger Prozess der Krankenhausfinanzierung
2
Für die Förderung der Investitionskosten ist Voraussetzung, dass das Krankenhaus in den
Krankenhausplan des betreffenden Bundeslandes aufgenommen worden ist. Der Kranken-
hausplan stellt das wichtigste Steuerungsinstrument für eine bedarfsgerechte Versorgung der
Bevölkerung mit Krankenhausbetten dar. Krankenhäuser außerhalb dieses Planes können ver-
suchen, mit den Krankenkassen Versorgungsverträge abzuschließen, um damit versicherte
Patienten gegen Entgelt der Versicherungsträger behandeln zu können. Tabelle 1 zeigt über
                                                          
2 Keun, Friedrich: Einführung in die Krankenhauskostenrechnung, Anpassung an neue Rahmenbedingungen,
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Mit dem Gesundheitsstrukturgesetz, das zum 01.01.1993 in Kraft trat, wurden bereits be-
stimmte Veränderungen vorgenommen, wie beispielsweise eine Budgetdeckelung für die Jah-
re 1993 bis 1994/95.
Mit dem GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000 sollen tief greifendere Veränderungen vollzo-
gen werden. Für den stationären Bereich sind nachfolgende Regelungen vorgesehen:
−  ein verpflichtendes Qualitätsmanagement,
−  ambulante Operationen und eine integrierte Versorgung sowie
−  eine DRG-orientierte Vergütung.
Die Krankenhäuser sind dazu verpflichtet, ein hausinternes Qualitätsmanagementsystem ein-
zurichten und sich an einrichtungsübergreifenden Maßnahmen zur Qualitätssicherung zu
beteiligen. Die Rechenschaftsberichte darüber sind von den Krankenanstalten ab dem Jahr
2005 zu veröffentlichen. Anderenfalls können Abschläge von den Pflegesätzen vorgenommen
werden.
                                                          
3 Im zurzeit laufenden Gesetzgebungsverfahren zum 2. Fallpauschalenänderungsgesetz wird über eine Verlänge-
rung dieser Regelung um ein oder zwei Jahre zwischen Bundestag und Bundesrat debattiert. Der Ausgang der
Diskussion ist gegenwärtig unbestimmt.4
Die Spitzenverbände der Krankenkassen, die Deutsche Krankenhausgesellschaft und die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung haben einen Katalog für ambulant durchführbare Operationen
und sonstige stationsersetzende Eingriffe zu erarbeiten. Zudem wurde zur Beseitigung bzw.
Überwindung der starren Übergänge zwischen ambulanter und stationärer Behandlung eine
integrierte Versorgung gesetzlich festgelegt.
Das DRG-orientierte Vergütungssystem stellt ein neues Finanzierungsprinzip dar. DRG steht
für Diagnosis Related Groups (Fallpauschalen). Es handelt sich hierbei um ein System zur
Klassifikation von Patienten, mit dem einzelne stationäre Behandlungsfälle auf der Grundlage
bestimmter Kriterien wie beispielsweise Diagnose, Schweregrad oder Alter zu Fallgruppen
zusammengefasst werden. Für derartig definierte Fallgruppen soll zukünftig an alle betroffe-
nen Krankenhäuser dieselbe Vergütung gezahlt werden. Für bestimmte allgemeine Kranken-
hausleistungen (insbesondere Notfallversorgung, notwendige Vorhaltung von Leistungen zur
Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung, Aufnahme von Begleitpersonen, Ausbil-
dungsstätten und -vergütung) sind besondere Zu- und Abschläge zu vereinbaren, da diese
nicht mit den DRGs abgegolten werden können. Die jährliche Vergütung würde sich dann aus
den Preisen (bundeseinheitliche DRGs oder Basisfallwerte) multipliziert mit der jeweiligen
Menge (Behandlungsfälle pro DRG im Krankenhaus) und dem Case Mix Index ergeben. Der
Case Mix Index gibt den durchschnittlichen ökonomischen Fallmix eines Krankenhauses an,
der sich aus der Diagnose, der durchschnittlichen bundeseinheitlichen Verweildauer und der
Summe sämtlicher im Krankenhaus behandelter Krankenfälle bestimmt. Der krankenhausin-
dividuelle Basisfallwert wird in der Konvergenzphase des Krankenhausentgeltgesetzes (2005-
2009) auf den landesweiten Basisfallwert angepasst. Der landesweite Basisfallwert wird erst-
mals im Jahr 2005 offiziell für jedes Bundesland vereinbart. Obwohl das einzelne Kranken-
haus die drei Faktoren kaum beeinflussen kann, ergeben sich aus dem DRG-orientierten Ver-
gütungssystem nicht nur Risiken, sondern auch Chancen (vgl. Abbildung 2). Diese bestehen
insbesondere in erfolgreich eingeleiteten Rationalisierungsmaßnahmen zum Abbau von Über-
kapazitäten im Bereich der Krankenhausbetten und in der Erzielung von Kostensenkungen im
Bereich der Betriebskosten, die dazu führen können, dass die Preise des betreffenden Kran-
kenhauses unter dem Niveau der DRGs liegen. Weitere Chancen ergeben sich aus der Bün-
delung von fachspezifischen medizinischen Leistungen, wodurch mehr Patienten als bisher
mit diesen Leistungen versorgt werden können. Die gestiegenen Fallzahlen ermöglichen dann
das Erzielen von Größenvorteilen (Fixkostendegression, Lernkurveneffekte, Synergien). Ins-
gesamt wird erwartet, dass durch die Einführung der DRG´s 30 bis 40 Prozent der bisherigen5
Bettenkapazitäten auf ca. 40 bis 50 Betten je Zehntausend Einwohner abgebaut werden –
ähnlich wie im übrigen Westeuropa.
Abbildung 2: Auswirkung des DRG-orientierten Vergütungssystems auf die wirtschaftliche
Lage der Krankenhäuser
4
3  Krankenhaus als Gewerbeimmobilie und Stärken-Schwächen-Analyse
Da der Krankenhausbetrieb unterschiedliche technische Anforderungen erfordert (wie zum
Beispiel die Instandhaltung, Wartung und Inspektion der Medizintechnik sowie Raumluft-,
Elektro- und Sanitärtechnik), ist ein entsprechender Technisierungsgrad des Gebäudes für die
Erbringung der täglich anfallenden medizinischen Leistungen unabdingbar. Damit verbunden
ist ein hohes Maß an technischem Fachwissen und Kapazitäten. Aus diesem Grund werden
diese Aufgaben im Rahmen des technischen Gebäudemanagements zum überwiegenden Teil
an externe Spezialisten vergeben. Zur Planung, Steuerung und Kontrolle der Prozesse sind
Datenbanken unabdingbar, aus denen sämtliche Daten der technischen Anlagen und Gerät-
schaften sowie der räumlichen Merkmale der Immobilie hervorgehen. Auf der Grundlage
dieser Datenbanken können dann auch infrastrukturelle und bauliche Veränderungen im Zu-
sammenhang mit der Krankenhausimmobilie geplant werden. Für die Durchführung derarti-
ger Maßnahmen sollte ein erfahrener Projektsteuerer eingesetzt werden. Eine wichtige Kenn-
zahl zum Vergleich von Krankenhausimmobilien ist das Verhältnis von Bettenanzahl zur
Netto-Grundfläche.
Das Kerngeschäft von Krankenhäusern besteht darin, Patienten medizinisch zu behandeln.
Daneben müssen zur Gewährleistung und Aufrechterhaltung des Krankenhausbetriebes aber
                                                          
4 Quelle: Werkstattgespräch – Innovationsträger Krankenhaus, Fachkonferenz am 25. Oktober 2002, TU Berlin;





















































































































































































































































































































































































Kleine Krankenhäuser (n = 272)
(Fallzahl < 10.000/Jahr

























































































































































































































































































































Große Krankenhäuser (n = 223)
(Fallzahl > 10.000/Jahr





auch nichtmedizinische oder patientenfremde Dienstleistungen erbracht werden. Dazu gehö-
ren zum Beispiel Gebäude- und Wäschereinigung, Gebäudemanagement, Essensversorgung
der Patienten oder allgemeine Verwaltungsaufgaben im Bereich des Personalmanagements.
Neben der Auslagerung von nichtmedizinischen Dienstleistungen auf externe Anbieter kön-
nen insbesondere für kommunale Krankenhäuser Einsparpotentiale in
−  einer Kooperation von Krankenhäusern (z. B. im Bereich Management oder Beschaffung),
−  einer „formellen Privatisierung“ durch Überführung der öffentlichen Rechtsform in eine
Rechtsform des privaten Rechts,
−  einer Kooperation bzw. Vernetzung mit anderen Leistungsanbietern des Gesundheits-
wesens wie z. B. niedergelassenen Ärzten oder Altenheimen oder
−  einer Spezialisierung (sofern dies die Rahmenvorgaben zulassen)
bestehen.
Bei den eigentlichen medizinischen Leistungen wird zwischen patientennahen und patienten-
fernen Leistungen differenziert. Zu ersteren gehören sämtliche medizinische Abteilungen, die
an der direkten Behandlung des Patienten beteiligt sind, wie zum Beispiel die Abteilung Inne-
re Medizin oder die Chirurgie. Zu letzteren zählen die Bereiche Laboratoriumsmedizin, Mik-
robiologie, Krankenhaushygiene und Krankenhausapotheke. Die Beurteilung von medizi-
nischen Leistungen unter Kosten- und Nutzengesichtspunkten ist mit Schwierigkeiten behaf-
tet. Nach der Einführung der DRG-orientierten Vergütung werden sich wahrscheinlich eine
kürzere Verweildauer der Patienten im Krankenhaus und – wenn man davon ausgeht, dass
sich die Anzahl der Krankenhausbetten bei gleicher oder leicht steigender Zahl der Behand-
lungsfälle reduziert – eine höhere Bettenauslastung einstellen.
Für die betriebswirtschaftliche Beurteilung eines Krankenhauses sind nicht nur die ärztlichen
und sonstigen medizinischen Leistungen zu betrachten. Vielmehr spielen auch die inner-
betrieblichen Abläufe des Krankenhausbetriebes und die Motivation der Mitarbeiter sowie die
Qualität der von ihnen erbrachten Tätigkeiten eine entscheidende Rolle.
Ein praktikables Instrument zur Beurteilung von Krankenhäusern stellt die Stärken-
Schwächen-Analyse dar. Dabei wird eine Analyse eines Unternehmens im Vergleich zu sei-
nen Mitwettbewerbern am Markt durchgeführt. Dazu ist zunächst erforderlich, dass das
betreffende Krankenhaus sein eigenes Leistungsspektrum analysiert. Das Ziel besteht darin,
Marktnischen aufzuzeigen, die das Krankenhaus aufgrund seiner Ausgangssituation besetzen7
kann. Anschließend ist eine Wettbewerbsanalyse im regionalen Umfeld durchzuführen, um
die identifizierten Geschäftsfelder hinsichtlich ihres Potentials bewerten zu können. Danach
kann die Stärken-Schwächen-Analyse des betreffenden Krankenhauses durchgeführt werden.
Aus dem Stärken-Schwächen-Profil kann anhand geeigneter Kriterien die eigene Position im
Vergleich zum wichtigsten Konkurrenten bzw. den wichtigsten Wettbewerbern bestimmt
werden. In Abbildung 3 ist ein solches Stärken-Schwächen-Profil exemplarisch dargestellt.
Die Ausprägung der zu beurteilenden Kriterien (Marketing, Ausstattung/Fallzahlen usw.)
wurde auf einer Skala mit den Werten eins (für den besten Ausprägungswert des Beurtei-
lungskriteriums) bis fünf (für den schlechtesten Ausprägungswert des Beurteilungskriteriums)
abgetragen. Dies wurde zum einen für das betrachtete Krankenhaus X und zum anderen für
den stärksten Konkurrenten – das Krankenhaus A – vorgenommen.
Abbildung 3: Stärken-Schwächen-Profil
5
Im Beispiel hat das Krankenhaus X Vorteile im Vergleich zum Haus A im Marketing, in der
baulichen Struktur, der Seelsorge und in der Einweisezufriedenheit. Große Defizite des Kran-
kenhauses X liegen vergleichsweise im Bereich der Personalarbeit sowie der Ausstattung und
der Fallzahlen.
                                                          
5 In Anlehnung an Schick, Jens; Roeder, Norbert: Strategische Neupositionierung vor der DRG-Einführung, in:
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Krankenhaus A Krankenhaus X8
Mit der Einführung der DRG-orientierten Vergütung wird vermutlich eine strategische Neu-
ausrichtung bzw. Neupositionierung erforderlich sein. Die Stärken-Schwächen-Analyse kann
als Basis dafür dienen, da sie Wettbewerbsvor- und -nachteile gegenüber der Konkurrenz ver-
deutlicht. Weiterhin sollte eine Bedarfsanalyse durchgeführt werden, die die demografische
und epidemiologische Entwicklung sowie die Versorgungsstruktur in der Region beinhaltet.
4  Betreiberwechsel oder Umnutzung als Option
Für die nächsten Jahre wird erwartet, dass ein Teil der Krankenhäuser in private Trägerschaft
übergehen wird.
6 Ein potentieller privater Investor wird seine Kaufentscheidung vom Unter-
nehmenswert des Krankenhauses abhängig machen. Neben der klassischen Methode zur Un-
ternehmensbewertung – dem Ertragswertverfahren – rückt zunehmend die Due-Diligence-
Methode in das Blickfeld des Interesses. In diesem Zusammenhang sind aus immobilien-
wirtschaftlicher Sicht insbesondere die nachfolgenden Sachverhalte von Bedeutung:
−  Auflistung des erforderlichen Instandhaltungsaufwandes zum Erhalt der Klinik. (Der In-
vestor muss neben dem Kaufpreis auch die Höhe der notwendigen Investitionen in seiner
Kalkulation berücksichtigen, welche zur Anpassung an die von ihm gewünschten medizi-
nischen, logistischen und betriebswirtschaftlichen Standards notwendig sind.)
−  Vorlage der Baugenehmigung, der Abnahmebestätigung und der letzten Begehungs-
protokolle durch die Baurechtsbehörde, um Brandschutzauflagen oder bautechnische Auf-
lagen wie Sprinkleranlagen, Denkmalschutz usw. zu erkennen.
Kritische Punkte bei der Übernahme einer Krankenhausimmobilie durch einen neuen Träger
sind insbesondere:
−  Einhaltung von Auflagen der Baubehörde (z. B. Brandschutz), die der öffentliche Träger
eventuell bisher noch nicht umgesetzt hat,
−  Aufhebung des Bestandsschutzes bei veralteten medizinischen Großgeräten, so dass Neu-
anschaffungen erforderlich sind,
−  die Abhängigkeit des Rationalisierungspotentials von der Bauweise des Krankenhauses,
−  Bestandskraft der Förderbescheide über investive Maßnahmen bei Trägerwechsel sowie
                                                          
6 Im Jahr 2000 waren ca. 22 Prozent der Krankenhäuser in privater Trägerschaft. Für die nächsten fünf bis sechs
Jahre wird prognostiziert, dass sich dieser Wert um acht Prozent erhöhen wird. Vgl. Fallstudie: Geschäftsmo-
delle privater Konzerne im Krankenhaussektor, hrsg. von der Gewerkschaft ver.di, 2000, S. 3,
http://www.verdi.de/verdi_2/intranet/fachbereiche/gesundheit_soziale_dienste_wohlfahrt_kirchen/publikationen/
strategischer_dialog_zur_branchenanalyse/konzerne_im_krankenhaussektor.9
−  personalrechtliche Aspekte (z. B. die Übernahme von Personal und deren bestehenden
Renten und Anwartschaften).
Die Möglichkeiten der Umnutzung einer Krankenhausimmobilie (Gebäude und Grundstück)
als Spezialimmobilie sind im Allgemeinen begrenzt. Für die Krankenhausgebäude kämen
beispielsweise nachfolgende Alternativen der Drittverwendung in Betracht:
−  Vermietung der gesamten Immobilie oder Teilen davon an einen anderen Krankenhaus-
betreiber oder an niedergelassene Ärzte (z. B. für die Durchführung ambulanter Operatio-
nen),
−  Umnutzung des Bettenhauses oder Teilen davon in eine Reha-Klinik, Altenheim, Hospiz,
Pflegeheim, Kurzzeitpflegezentren,
−  Umgestaltung von Etagen des Bettenhauses in Büro- und Geschäftsräume (mögliche Nut-
zung z.B. durch Bildungsträger im Gesundheitsbereich),
−  Umbau des Bettenhauses zu einer Freizeitimmobilie (z. B. Fitnesscenter, Gaststätten,
Bowlingbahn usw.),
−  Abriss des Gesamtkomplexes oder von nicht vermietbaren Teilen mit anschließender
Grundstücksentwicklung innerhalb eines neuen Nutzungskonzepts (z. B. Wohngebiet,
Parkanlage, Parkflächen usw.).
Neben den Krankenhausgebäuden sollten auch die Möglichkeiten der Drittverwendung von
unbebauten Grundstücken, die ehemals zur Krankenhausimmobilie zählten, berücksichtigt
werden.
5  Konkrete Handlungsempfehlungen zur zukünftigen Bewertung einer
Krankenhausimmobilie
Über die Stärken-Schwächen-Analyse hinaus ist es empfehlenswert, eine Standortanalyse,
bestehend aus Parzelle-/Gebäude-Analyse, Mikrostandort-Analyse, Makrostandort-Analyse
und Marktanalyse
7 durchzuführen.
Für die Bewertung einer Krankenhausimmobilie, speziell die Ermittlung des Kaufpreises
durch einen privaten Investor, ist weiterhin eine fundierte Bilanzanalyse der Jahresabschlüsse
der vergangenen drei Jahre erforderlich. Dazu sind aussagefähige Kennzahlen heranzuziehen
wie die Relation Personalaufwand/Umsatzerlöse, die Relation Materialaufwand/Umsatz
                                                          
7 Vgl. Schulte, Klaus-Werner (Hrsg.): Immobilienökonomie, Band 1, München, 2000, S. 777 ff.10
erlöse, die Relation sonstige betriebliche Aufwendungen/Umsatzerlöse, der Betriebsrohge-
winn des Krankenhauses, die Anzahl der nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz geför-
derten Planbetten oder das Verhältnis der Ärzte zu den Planbetten. Weiterhin sollte festge-
stellt werden, ob ein Unternehmenskonzept existiert, das die Einführung des DRG-
orientierten Vergütungssystems berücksichtigt. Liegt ein derartiges Konzept der Kranken-
hausleitung vor, ist zu untersuchen, ob die nachfolgend aufgeführten Aspekte in ausreichen-
dem Maße erläutert werden:
−  Einzugsgebiet und Wettbewerbssituation
−  allgemeine Vorstellung des Krankenhauses, z. B. Art der angebotenen medizinischen
Leistungen, Auslastungsgrad der Pflegebetten
−  mögliche Alleinstellungsmerkmale gegenüber den Wettbewerbern
−  baulicher Zustand
−  Personalsituation; Berücksichtigung von Pensionslasten
−  Konzepte für die zukünftige Entwicklung der Stationen und der damit verbundenen Anzahl
der Pflegebetten auf den einzelnen Stationen
−  Stand der Einführung des DRG-Abrechnungssystems, Auswertung der ersten DRG-Ergeb-
nisse
−  mögliche zukünftige Unternehmensstrategien, z. B. Gründung/Auflösung von Stationen,
Kooperation mit anderen Krankenhäusern und Fachärzten, Anbieten neuer Dienstleistun-
gen in ambulanten und pflegeintensiven Bereichen
−  Finanzplanung, Ermittlung des künftigen Betriebsrohgewinns und der Eigenkapitalrendite
sowie der o. a. Kennzahlen
Ein Unternehmensrundgang und Gespräche mit der Krankenhausleitung können Anhalts-
punkte für die Bewertung „weicher Faktoren“ wie Ordnung und Sauberkeit liefern bzw.
wichtige Hintergrundinformationen ergeben. Außerdem empfiehlt es sich, den Gebäudewert
überschlägig zu ermitteln.
6  Fazit
Durch die geplante Einführung des DRG-orientierten Vergütungssystems und eines Quali-
tätsmanagements im Krankenhausbereich werden sich für die Bewertung einer Kranken-
hausimmobilie neue Aspekte ergeben. Bei diesem Prozess wird es Gewinner und Verlierer
geben. Von besonderem Interesse werden zukünftig die Benchmark-Werte für die Fallpau11
schalen sein, um die Kostensituation eines Krankenhauses und die Qualität des Managements
beurteilen zu können. Zudem wird auch die strategische Neupositionierung des einzelnen
Krankenhauses einen wichtigen Faktor darstellen.
Mit dem vorliegenden Beitrag wurden Denkanstöße zur zukünftigen immobilienwirtschaftli-
chen Bewertung von Akutkrankenhäusern gegeben. Dabei traten Fragen auf, die der weiteren
Diskussion im Kreis der Fachleute bedürfen.12
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